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Stellungnahme zum Entwurf der Gehölzschutzsatzung der Gemeinde Langenbernsdorf  
 
Sehr geehrter Herr Kunert, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., bedankt 
sich für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum Entwurf der Gehölzschutzsatzung für 
Ihre Gemeinde und gibt folgende Empfehlungen: 

§ 1 Schutzzweck ergänzen: 

- Die Verbesserung der Lebensqualität und des Kleinklimas 

 

§ 2 Schutzgegenstand 

Hier stellt sich zunächst die Frage, wie viele Bäume mit einem Stammumfang von mind. 100 cm es in 

der Gemeinde Langenbernsdorf gibt, wahrscheinlich sind es eher wenige. Eine Unterschutzstellung 

von wenigen Bäumen würde dem unter §1 genannten Schutzzweck entgegenstehen. Unter Umständen 

könnte dies sogar dazu führen, dass große, vitale Bäume gefällt werden, bevor sie in den 

Schutzbereich (StU 100 cm) hineinwachsen, was kontraproduktiv wäre. 

Die meisten Baumarten haben ihr Leistungsoptimum im „Erwachsenenalter“, je nach Baumart ist das 

bei einem Stammumfang zwischen 30 und 100 cm.  Die Bäume sind in dieser Phase i.d.R. am vitalsten 

und erbringen ihr Maximum an Ökosystemleistungen (Mikroklima, Wasserspeicher, Staubfilter, 

Sauerstoffproduktion, Co-Speicher, Biodiversität etc.). Bei älteren Bäumen lässt diese 

Leistungsfähigkeit meist nach.  

Es ist also zu empfehlen, bei der Unterschutzstellung einen geringeren Stammumfang als 100 cm 

anzusetzen. Es besteht zudem kein sachlicher Grund, Nadelbäume aus dem Schutzbereich 

auszunehmen. Empfohlen wird zudem die Unterschutzstellung von Großsträuchern ab 4 m Höhe. 

Formulierungsempfehlung:  

Punkt (1) geschützte Gehölze im Sinne dieser Satzung sind: 
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1. alle Bäume mit einem Mindeststammumfang von 50 cm  

1 a. mehrstämmig ausgebildete Bäume, wenn wenigstens ein Stamm einen Umfang von mindestens 

30 cm aufweist 

1 b. Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 30 cm, wenn sie in einer Gruppe von 

mindestens 5 Bäumen so zusammenstehen, dass sich ihre Kronenbereiche berühren. 

2. Grundsätzlich wird der Stammumfang in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden gemessen. Bei 

mehrstämmigen Bäumen wird die Summe der Stammumfänge zugrunde gelegt sofern einer der 

einzelnen Stämme einen Umfang von mind. 30 cm aufweist. 

 

Punkt (4) Die Bestimmungen der Satzung gelten nicht: 

Hier bitte den Unterpunkt 1 streichen. Begründung:   

- da Sträucher, Rank und Klettergehölze nicht als Schutzgegenstand genannt sind, müssen sie 

auch nicht als Ausnahme erscheinen.  

- Die Ausnahme von Pappeln, Nadelgehölzen, Birken und Baumweiden wird nicht empfohlen. Es 

besteht kein sachlicher Grund dafür, diese Baumarten aus dem Schutzgegenstand 

auszuschließen. Sie erbringen wertvolle Ökosystemleistungen wie alle anderen Bäume auch. 

Die Blüten von Birken, Pappeln und Weiden stellen im zeitigen Frühjahr ein wichtiges 

Nahrungsangebot für bestäubende Insekten dar. Die Sandbirke ist wegen ihrer geringen 

Boden- und Umweltansprüche laut GALK-Liste als Stadtbaum auch unter den Bedingungen 

des Klimawandels gut geeignet. Bei den Pappeln bestünde die Gefahr einer Fällung der 

seltenen und in der „Roten Liste gefährdeter Arten“ als gefährdet eingestuften „Echten 

Schwarzpappel“, welche häufig mit anderen Pappelarten verwechselt wird. Bis auf die 

Graupappel sind alle Pappelarten laut GALK-Liste als Stadtbäume geeignet. 

-  

Unterpunkt 2 ergänzen: Walnuss und Esskastanien zählen nicht als Obstbäume 

 

§ 4 Verbote 

Punk (3) „Verboten ist insbesondere“ ergänzen:  

- das Ausbringen von Herbiziden 

- das Befahren und Beparken des Wurzelbereichs, soweit dieser nicht zur befestigten Fläche 

gehört 

- Grundwasserabsenkungen oder -anstauungen im Zuge von Baumaßnahmen 

 

§ 6 Ausnahmen 

Punkt (1) ergänzen:  



 

 

- 8. ein geschützter Landschaftsbestandteil einen anderen wertvollen Landschaftsbestandteil 

wesentlich beeinflusst. 

§ 7 Befreiungen 

Punkt (2) ändern: Befreiungen können mit Nebenbestimmungen, insbesondere über 

Ersatzpflanzungen nach § 10 dieser Satzung sowie einem Widerrufsvorbehalt, versehen werden. 

§ 8 Verfahren … 

Ergänzen: Punkt (4) Bei Beantragung einer Baugenehmigung im Geltungsbereich dieser Satzung, sind 

in einem Bestandsplan die auf dem Grundstück vorhandenen gem. dieser Satzung geschützten 

Gehölze mit Standort, Stammumfang und Kronendurchmesser mit Hinweis auf die beabsichtigte 

Baumaßnahme der zuständigen Baubehörde zuzuleiten. Gleiches gilt für alle geschützten Gehölze, die 

auf Nachbargrundstücken und im öffentlichen Raum stehen und von der Baumaßnahme betroffen 

sind. Gleiches gilt für Bauvoranfragen. 

 

§ 10 Ersatzpflanzungen / Ersatzzahlungen 

Punkt (1) den Satzteil „im Falle einer Bestandsminderung“ streichen. Begründung: ist unnötig, 

uneindeutig, schwer nachweisbar, kann so oder so ausgelegt werden und zu Rechtsstreiten führen. 

Formulierungsvorschlag für Punkt (1) 

„Wird für die Beseitigung eines geschützten Baumes nach § 2 (1) dieser Satzung eine Ausnahme nach 

§ 6 erteilt, ist der Antragsteller zur Ersatzpflanzung wie folgt verpflichtet: 

1. Beträgt der Stammumfang des entfernten Baumes 50 cm, ist ein Ersatzbaum mit einem 

Stammumfang von mind. 14 cm nachzupflanzen. 

2. Beträgt der Stammumfang des entfernten Baumes mehr als 80 cm, ist für jeden zusätzlichen 

angefangenen Stammumfang von 50 cm ein zusätzlicher Baum der oben genannten Stärke zu 

pflanzen. 

Gleiches gilt, wenn die Beseitigung eines Baumes entgegen den Verboten des § 4 ohne 

Ausnahmegenehmigung nach §6 durchgeführt wurde. 

Punkt (2) bitte die ersten beiden Sätze streichen. Begründung: der Satz „Als gleichwertiger Ersatz kann 

auch auf dem Grundstück vorhandener noch nicht dieser Satzung unterliegender Jungbaumbestand 

anerkannt werden.“ Ist uneindeutig, angreifbar und könnte zu Rechtsstreiten führen. Eine solche 

Regelung könnte auch zu einer schleichenden Bestandsminderung führen und stünde den in § 1 

genannten Schutzzwecken entgegen. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


